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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
III/30, III/32 Rechtsamt, Ordnungs- und 

Straßenverkehrsamt 
30/037/2016/1 

 
Neufassung der Verordnung der Stadt Erlangen über das Anbringen von 
Anschlägen und Plakaten und über Darstellungen durch Bildwerfer 
(Plakatierungsverordnung) 
Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 
 
Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss 19.10.2016 Ö Gutachten  

Stadtrat 27.10.2016 Ö Beschluss  
 
 
Beteiligte Dienststellen 
61, 66, EB77 
 
 

I. Antrag 
 
Die Verordnung der Stadt Erlangen über das Anbringen von Anschlägen und Plakaten und über 
Darstellungen durch Bildwerfer (Entwurf vom 14.10.2016, Anlage 1a) einschließlich Anlage 1 (Gel-
tungsbereich Innenstadt, Anlage 1b) und Anlage 2 (Aufstellung der Straßenabschnitte und Geh- 
und Radwege bzgl. Ausnahmen zu den Straßenbeleuchtungsmasten, Anlage 1c) wird beschlos-
sen.  
 
 

II. Begründung 
 
Aufgrund des Art. 28 LStVG werden in Erlangen öffentliche Anschläge durch die „Verordnung der 
Stadt Erlangen über das Anbringen von Anschlägen und Plakaten und über Darstellungen durch 
Bildwerfer“ geregelt. Hierdurch besteht die Möglichkeit, Anschläge in der Öffentlichkeit zum Schutz 
des Orts- und Landschaftsbildes auf bestimmte Flächen zu beschränken.  
Wegen ihrer besonderen verfassungsrechtlichen Stellung dürfen die zu Wahlen jeweils zugelasse-
nen politischen Parteien, Wählergruppen und Kandidaten/Kandidatinnen 44 Tage vor dem Wahl-
termin Anschläge auch außerhalb der von der Stadt Erlangen zugelassenen Flächen anbringen. 
Gleiches gilt für die Antragsteller/Antragstellerinnen bei Volksbegehren, solange die Eintragungs-
listen ausliegen und für die jeweiligen Antragsteller/Antragstellerinnen, vertretungsberechtigten 
Personen und politischen Parteien und Wählergruppen bei Volksentscheiden und Bürgerentschei-
den während der 44 Tage vor dem Abstimmungstermin. 
Bestimmte Auflagen, vor allem Belange der Verkehrssicherheit, sonstige städtebauliche sowie 
sicherheits- und ordnungsrechtlichen Anforderungen, müssen trotzdem beachtet werden. Nach-
dem in der neu erlassenen Sondernutzungssatzung die Wahl- und Stimmwerbung keiner Son-
dernutzungserlaubnis mehr bedarf, müssen diese Auflagen in die Plakatierungsverordnung aufge-
nommen werden.  
Unabhängig davon ist der Erlass einer neuen Verordnung notwendig, da die bisherige Plakatie-
rungsverordnung nach 20jähriger Geltungsdauer zum 06.08.2017 außer Kraft tritt. 
In der Anlage 1 wird deshalb der Textvorschlag für eine neu überarbeitete Plakatierungsverord-
nung vorgestellt. Anlage 2 enthält eine Synopse der Texte der bisherigen Plakatierungsverordnung 
und der vorgeschlagenen Änderungen. Zu den wichtigsten Änderungen werden folgende Erläute-
rungen gegeben. 
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Zu § 1: 
- In Abs. 1 Satz 1 werden die Natur-, Kunst- und Kulturdenkmäler gestrichen. Die Formulierung ist 
zu allgemein und würde einer Aufzählung der einzelnen Denkmäler bedürfen. Dem Schutz wird 
durch entsprechende Auflagen in der Plakatierungsverordnung bzw. im Genehmigungsbescheid 
Rechnung getragen. 
- Der Begriff „zugelassene Anschlagsflächen“ ist zu unbestimmt und muss genauer definiert wer-
den. Daher erfolgt in Abs. 1 Satz 2 eine Aufzählung. 
- Abs. 3 war bisher in § 2 Abs. 3 geregelt (Ausnahmen). Nachdem Plakatierungen öffentlich-
rechtlicher Religionsgemeinschaften und anderer gemeinnütziger Vereinigungen vom Anwen-
dungsbereich der Verordnung ausgeschlossen werden, gehört die Regelung thematisch zu § 1. 
Zusätzlich wurden auch die Gewerkschaften vom Geltungsbereich der Plakatierungsverordnung 
ausgenommen, wenn sie an den hierfür bestimmten Anschlagsflächen ihrer eigenen Gebäude und 
Grundstücke sowie ihrer sonstigen Versammlungsräume Ankündigungen anbringen. Aus Gründen 
der Gleichbehandlung wurden auch die Arbeitgeberverbände in die Regelung aufgenommen. 
Zu § 2 (neu): 
- § 2 regelt nur noch die genehmigungsfreie Plakatierung anlässlich Wahlen und Abstimmungen. 
Die Plakatierung vor Veranstaltungen wird neu in § 3 geregelt.  
- § 2 Abs. 2 und 3 enthalten die Auflagen, die bisher im Erlaubnisbescheid aufgeführt waren. 
Nachdem künftig keinerlei Erlaubnis mehr für die Wahl- und Stimmwerbung notwendig ist, müssen 
die verkehrsrechtlichen, städtebaulichen und sonstigen sicherheits- und ordnungsrechtlichen An-
forderungen konkret in der Verordnung formuliert werden.  
- Abs. 2 Nr. 11: Der Fachbereich hält an dem Mindestabstand von 10 m vor unter hinter Kreuzun-
gen aufgrund der möglichen Sichtbeeinträchtigungen mit Auswirkungen auf die Verkehrssicherheit 
fest. 
- Abs. 2 Nr. 16: Von der Regelung, dass an Straßenbeleuchtungsmasten das Befestigen von Pla-
katen untersagt ist, gibt es Ausnahmen. Diese sind in der Anlage 2 zur Plakatierungsverordnung 
dargelegt. 
- Abs. 3: Die verkehrsrechtlichen Auflagen betreffend bestimmter Örtlichkeiten wurden im Laufe 
der Jahre immer wieder ergänzt, nachdem es zu Sichtbeeinträchtigungen mit negativen Auswir-
kungen auf die Verkehrssicherheit gekommen ist. Von daher sind diese Örtlichkeiten aus Sicher-
heitsgründen beizubehalten. 

Zu § 3 (bisher § 2): 
- Die bisher in § 2 enthaltenen Ausnahmen zur Plakatierung vor konkreten/politischen Veranstal-
tungen sowie anlässlich besonderer Ereignisse werden nun in § 3 dargestellt. 
- Abs. 1 wurde gestrichen, weil die Wahl- und Stimmwerbung gesondert in § 2 geregelt wird. 
- Eine Ausnahme gibt es nicht mehr für konkrete sondern nur noch für politische Veranstaltungen. 
Damit soll die sog. „Umwegsplakatierung“ vermieden werden. Bei der Umwegsplakatierung bean-
tragen politische Parteien Plakatierungsgenehmigungen für andere Organisationen, obwohl sie 
selbst nicht Veranstalter sind. Beispiele: Fiesta für San Carlos, Bismarckstraßenfest, Hof- und Ga-
ragenflohmarkt in Tennenlohe. Diese Veranstaltungen müssten künftig über das E-Werk plakatiert 
werden bzw. die Stadt Erlangen könnte eine Ausnahme anlässlich eines besonderen Ereignisses 
erteilen. 
- § 3 Abs. 1, letzter Satz, wonach insgesamt für eine Veranstaltung auf bis zu 60 Plakaten gewor-
ben werden darf, entspricht der bisherigen Verwaltungspraxis. 
- Abs. 3 gehört thematisch zu § 1 (vom Anwendungsbereich der Verordnung ausgeschlossen). 
- Der bisherige Abs. 4, betreffend die Ausnahmegenehmigung für Plakatierungen anlässlich be-
sonderer Ereignisse, wird zu Abs. 2.  
 
Bei der Beratung des Entwurfs der Plakatierungsverordnung am 12.10.2016 im Ältestenrat kam 
aus der Mitte des Ältestenrats die Anregung, § 3 Abs. 2 (Ausnahmegenehmigung für Plakatierun-
gen anlässlich besonderer Ereignisse) eindeutiger zu formulieren, um deutlich zu machen, dass 
hier im Einzelfall auch anderen Antragstellern/Antragstellerinnen als den in § 3 Abs. 1 Berechtigten 
(politische Parteien, Wählergruppen etc.) eine Ausnahmegenehmigung erteilt werden kann. Diese 
Anregung wurde von der Verwaltung im nun vorgelegten Entwurf umgesetzt.  
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Zu § 4 (bisher § 3): 
§ 4 (Kennzeichnungs- und Entfernungspflicht) enthält redaktionelle Änderungen und differenziert 
zwischen § 2 (Wahl- und Stimmwerbung) und § 3 (sonstige Ausnahmen). 

 

Zu § 5 (bisher § 4): 
In Nr. 3 wurde der Verstoß gegen die in § 2 Abs. 2 oder Abs. 3 genannten Auflagen bei der Wahl- 
und Stimmwerbung neu aufgenommen. Ansonsten nur redaktionelle Änderungen. 

 

 
Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 
  sind vorhanden auf IvP-Nr.       

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         
         sind nicht vorhanden 
 
Anlagen: 
Anlage 1 (a-c)  Entwurf der Verordnung der Stadt Erlangen über das Anbringen von An 
   schlägen und Plakaten und über Darstellungen durch Bildwerfer einschließ- 
   lich Anlage 1 dieser Verordnung (Karte Geltungsbereich Innenstadt) und  
   Anlage 2 dieser Verordnung (Aufstellung der Straßenabschnitte und Geh- 
   und Radwege bezüglich Ausnahmen zu den Straßenbeleuchtungsmasten) 
Anlage 2:  Synopse Plakatierungsverordnung alt/neu  
 
 
 
 

III. Abstimmung 
siehe Anlage 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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  Anlage 1a 
  Entwurf vom 14.10.2016 

 

 

Verordnung der Stadt Erlangen über das Anbringen von Anschlägen und  
Plakaten und über Darstellungen durch Bildwerfer (Plakatierungsverordnung) 

 

 

Die Stadt Erlangen erlässt aufgrund von Art. 28 des Gesetzes über das Landesstraf- und das 
Verordnungsrecht auf dem Gebiet der öffentlichen Sicherheit und Ordnung (Landesstraf- und 
Verordnungsgesetz - LStVG) i.d.F. d. Bek. 13. Dezember 1982 (BayRS 2011-2-I), zuletzt 
geändert durch § 5 des Gesetzes vom 22. Mai 2015 (GVBl S. 154) folgende Verordnung: 

 

 

§ 1 Beschränkung von öffentlichen Anschlägen  

(1)  Zum Schutz des Orts- und Landschaftsbildes dürfen Anschläge, insbesondere Plakate, 
Zettel, Schriften und Tafeln, in der Öffentlichkeit nur an den von der Stadt Erlangen zugelas-
senen Anschlagsflächen nach vorheriger Genehmigung durch die Stadt Erlangen oder Zu-
stimmung durch den/die für die jeweilige Anschlagsfläche Verfügungsberechtigten/Verfü 
gungsberechtigte angebracht werden. Zugelassene Anschlagsflächen sind Schaukästen, 
Litfaßsäulen, Dreieckständer an festen Standorten, Plakatwerbetafeln (Großflächen und All-
gemeinstellen), Uhrensäulen, Mega-Light-Boards, City-Light-Poster an Buswartehallen und 
Stadtinformationsanlagen.  
Darstellungen durch Bildwerfer in der Öffentlichkeit dürfen nur nach vorheriger Genehmigung 
durch die Stadt Erlangen vorgeführt werden. 

(2)  Diese Verordnung findet keine Anwendung auf Werbeanlagen, die von der Bayerischen 
Bauordnung erfasst werden. 

(3)  Ankündigungen öffentlich-rechtlicher Religionsgemeinschaften und anderer Vereinigun-
gen, die als gemeinnützig anerkannte Zwecke im Sinne von § 52 der Abgabenordnung (AO) 
verfolgen, sowie von Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden, fallen nicht unter diese 
Verordnung, wenn sie an den hierfür bestimmten Anschlagsflächen ihrer eigenen Gebäude 
und Grundstücke sowie ihrer sonstigen Versammlungsräume angebracht sind. 

 

§ 2 Plakatierung anlässlich Wahlen und Abstimmungen 

(1)  Die zu Wahlen jeweils zugelassenen politischen Parteien, Wählergruppen und Kandida-
ten/Kandidatinnen dürfen bis zu 44 Tage vor dem Wahltermin Anschläge auch außerhalb der 
in § 1 Abs. 1 dieser Verordnung genannten Stellen anbringen oder anbringen lassen. Glei-
ches gilt für die Antragsteller/Antragstellerinnen bei Volksbegehren, solange die Eintragungs-
listen ausliegen und für die jeweiligen Antragsteller/Antragstellerinnen, vertretungsberechtig-
ten Personen und politischen Parteien und Wählergruppen bei Volksentscheiden und Bür-
gerentscheiden während der 44 Tage vor dem Abstimmungstermin. 

(2)  Für Plakatierungen nach Abs. 1 gelten folgende Bestimmungen: 

1. Mit der Plakatierung darf frühestens um 6:00 Uhr des ersten Tages des zugelassenen 
Plakatierungszeitraumes begonnen werden. Die Plakate sind spätestens eine Woche nach 
Ende des zugelassenen Plakatierungszeitraumes zu entfernen.  

2. Es dürfen nur Plakate mit einer maximalen Größe von DIN A 0 verwendet werden.  

3. Beschädigte Plakatierungen sind umgehend einschließlich des Befestigungsmaterials zu 
beseitigen. Nicht ordnungsgemäß befestigte Plakate oder Plakatträger sind umgehend nach-
zubessern.  

4. Ragen Plakatträger seitlich in den Verkehrsraum hinein, müssen diese zur Freihaltung des 
Verkehrslichtraums mindestens 4,50 m über der Oberkante von Straßen sowie mindestens 
2,50 m über der Oberkante von Geh- und Radwegen angebracht werden.  
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  Anlage 1a 
  Entwurf vom 14.10.2016 

 

5. Jeder Aufstell- und Befestigungsort kann nur mit einem Plakatträger belegt werden.  

6. Auf folgenden Straßen und Plätzen darf nur je ein Dreieckständer von den in § 2 Abs. 1 
genannten Berechtigten aufgestellt werden:  

a) Hugenottenplatz, 

b) Martin-Luther-Platz, 

c) Bereich Neuer Markt und Kaufhäuserbereich (Kreuzung Sedanstraße/Nürnberger Straße 
bis Nürnberger Straße 30/31), einschließlich Beşiktaş-Platz, 

d) nördliche Hälfte des Rathausplatzes,  

e) südliche Hälfte des Rathausplatzes, 

f) Untere Karlstraße. 

7. Im Innenstadtbereich dürfen Plakate nur auf Dreieckständern aus Metall angebracht wer-
den. Der Innenstadtbereich ist aus dem als Anlage 1 beigefügten Lageplan ersichtlich, der 
Bestandteil dieser Verordnung ist. Bei den Begrenzungsstraßen werden beide Straßenseiten 
vom Geltungsbereich dieser Vorschrift erfasst. 

8. Die Plakatständer sind so aufzustellen, dass durch sie die Sichtverhältnisse für Verkehrs-
teilnehmer nicht beeinträchtigt werden.  

9. Verkehrszeichen und sonstige Verkehrseinrichtungen dürfen nicht beeinträchtigt oder ver-
deckt werden.  

10. Öffnungen an Straßenbeleuchtungsmasten sowie an Lichtsignalanlagen müssen zu-
gänglich bleiben.  

11. Vor und hinter Kreuzungen ist ein Abstand von mindestens 10 m von den Schnittpunkten 
der Fahrbahnkanten einzuhalten. 

12. Plakatständer müssen so angebracht sein, dass ihr Abstand vom Fahrbahnrand mindes-
tens 50 cm beträgt. 

13. Auf Geh- und Radwegen muss eine Restbreite von 1,50 m frei bleiben.  

14. An Verkehrszeichen und -einrichtungen sowie Lichtsignalanlagen ist das Aufstellen so-
wie das Befestigen von Plakaten untersagt. Beziehen sich Verkehrszeichen auf den ruhen-
den Verkehr (z.B. Halt- und Parkverbotsbeschilderung, blaue Parkbeschilderung) können 
Plakatständer um diese herumgruppiert oder an diese angelehnt werden.  

15. An Bäumen, die durch Baumpfähle verankert bzw. gesichert werden, ist das Aufstellen 
sowie das Befestigen von Plakaten untersagt.  
An allen sonstigen Bäumen sind nur stabile Dreieckständer zulässig, die so montiert sind, 
dass jegliche Berührung mit dem Baum unterbleibt.  
Das Anbringen von Befestigungsmaterialien (Kabelbinder, Draht, Nägel, Schrauben, Schnü-
re, etc.) am Baum ist untersagt. 

16. An Straßenbeleuchtungsmasten ist das Befestigen von Plakaten untersagt. Davon aus-
genommen sind die in der Anlage 2, die Bestandteil dieser Verordnung ist, festgelegten 
Straßenabschnitte und festgelegten Geh- und Radwege unter Berücksichtigung der darin 
genannten Vorgaben. Plakatständer können um Straßenbeleuchtungsmasten herumgrup-
piert oder an diese angelehnt werden.  

17. Werden öffentliche Verkehrsflächen für Plakatierungen genutzt, ist die für die Anbringung 
verantwortliche Person während der Dauer der Nutzung für die Standfläche verkehrssiche-
rungspflichtig. Die Plakatständer sind stand- und verkehrssicher aufzustellen. Die genutzte 
Fläche darf nicht beschädigt werden.  

(3)  An folgenden Standorten ist das Aufstellen sowie das Befestigen von Plakaten untersagt:  

1. vor den Eingängen von Gebäuden und Geschäften,  

2. bis zu einer Entfernung von mindestens 30 m von Eingängen zu Schulen und Kindergär-
ten, 
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  Anlage 1a 
  Entwurf vom 14.10.2016 

 

3. an Autobahnen und außerhalb der Ortsdurchfahrten von Bundes-, Staats- und Kreisstra-
ßen,  

4. Alter Markt (Büchenbach),  

5. Altstädter Kirchenplatz,  

6. Bahnhofplatz,  

7. Bayernstraße / Einmündung Friesenweg,  

8. Bayreuther Straße ab Einmündung Baiersdorfer Straße in nördliche Richtung,  

9. Büchenbacher Damm, Abfahrt Alterlangen / Schallershofer Straße,  

10. Güterhallenstraße in Verlängerung Äußere Brucker Straße vor den Erlanger Stadtwerken 
an der Fußgängerschutzanlage,  

11. Mönaustraße, Querungsstelle Höhe Rudeltplatz,  

12. nordöstlicher- und nordwestlicher Kreuzungsbereich Werner-von-Siemens-Straße / 
Nürnberger Straße,  

13. nordwestlicher Einmündungsbereich Dechsendorfer Straße / Thalermühlstraße,  

14. Sankt Johann zwischen Einmündung Membacher Weg und Dechsendorfer Damm,  

15. Schlossplatz,  

16. Werner-von-Siemens-Straße, Ausläufer des Gehwegbereiches zwischen Luitpoldstraße 
und Werner-von-Siemens-Straße.  

 

§ 3 Ausnahmen 

(1)  Auf Antrag erteilt die Stadt Erlangen politischen Parteien, Wählergruppen, Kandida-
ten/Kandidatinnen sowie Antragsstellern/Antragstellerinnen, Antragsgegnern/Antragsgegne-
rinnen und vertretungsberechtigten Personen von Volks- und Bürgerbegehren die Ausnah-
megenehmigung, bis zu 14 Tage vor deren politischen Veranstaltungen auch außerhalb der 
in § 1 Abs. 1 genannten Stellen Anschläge anzubringen. Die Anzahl der Dreieckständer wird 
für den Bereich der Innenstadt auf jeweils 15 Stück pro Partei, Wählergruppe, Kandi-
dat/Kandidatin sowie Antragssteller/Antragstellerin, Antragsgegner/Antragsgegnerin und Ver-
tretungsberechtigte begrenzt. Der Innenstadtbereich ist aus dem als Anlage 1 beigefügten 
Lageplan ersichtlich, der Bestandteil dieser Verordnung ist. Bei den Begrenzungsstraßen 
werden beide Straßenseiten vom Geltungsbereich dieser Vorschrift erfasst. Insgesamt darf 
für eine Veranstaltung von den in Satz 1 genannten Berechtigten auf bis zu 60 Plakaten ge-
worben werden.  

(2)  Die Stadt Erlangen kann ausnahmsweise anlässlich besonderer Ereignisse sowohl den in 
Abs. 1 genannten als auch anderen Antragstellern/Antragstellerinnen die Genehmigung er-
teilen, auch außerhalb der in § 1 Abs. 1 genannten Stellen Anschläge anzubringen, wenn 
dadurch das Orts- und Landschaftsbild nicht oder nur unwesentlich beeinträchtigt wird. 

 

§ 4 Kennzeichnungs- und Entfernungspflicht 

(1)  Auf allen Anschlägen ist der/die für den Inhalt und die Anbringung Verantwortliche zu 
benennen (Name oder Firma sowie Anschrift).  

(2)  Anschläge, für die eine Ausnahmegenehmigung nach § 3 Abs. 1 oder 2 erteilt wurde, 
sind innerhalb der in der Genehmigung genannten Frist zu entfernen. Ist keine Frist festge-
legt worden, müssen die Anschläge innerhalb einer Woche nach der Veranstaltung entfernt 
werden. Anschläge, die unter Nichtbeachtung von § 1 Abs. 1 und ohne Vorliegen eines Aus-
nahmetatbestandes gem. § 2 bzw. einer Ausnahmegenehmigung gemäß § 3 angebracht 
wurden, sind von der verantwortlichen Person oder vom Veranstalter/von der Veranstalterin 
unverzüglich zu entfernen. 
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§ 5 Ordnungswidrigkeiten 

Nach Art. 28 Abs. 2 LStVG kann mit Geldbuße belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 1 Abs. 1 öffentliche Anschläge außerhalb der zugelassenen Flächen anbringt 
oder anbringen lässt, es sei denn, dass ein Ausnahmetatbestand (§ 2 Abs. 1) gegeben oder 
eine Ausnahmegenehmigung (§ 3 Abs.1 oder 2) erteilt worden ist, 

2. entgegen § 1 Abs. 1 Satz 3 ohne Genehmigung Darstellungen durch Bildwerfer in der 
Öffentlichkeit vorführt, 

3. entgegen der in § 2 Abs. 2 oder Abs. 3 enthaltenen Regelungen Anschläge anbringt oder 
anbringen lässt,  

4. entgegen § 4 Abs. 1 die Anschläge nicht kennzeichnet oder sie entgegen § 4 Abs. 2 nicht 
fristgerecht entfernt. 

 

§ 6 Inkrafttreten und Geltungsdauer 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Bekanntmachung in Kraft. Sie gilt 20 Jahre.  
Gleichzeitig tritt die Verordnung der Stadt Erlangen über das Anbringen von Anschlägen und 
Plakaten und über Darstellungen durch Bildwerfer vom 25.07.1997 i.d.F. vom 07.10.2002 
(Amtsblatt Nr. 16 vom 31.07.1997 und Die amtlichen Seiten Nr. 21 vom 17. Oktober 2002) 
außer Kraft. 
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Anlage 1c 

 
Ausnahmeregelung zu § 2 Abs.2 Nr.16 der Plakatierungsverordnung der  
Stadt Erlangen: 

In nachfolgend genannten Straßenabschnitten können Plakate von den in § 2 Abs. 1 
Berechtigten unter Berücksichtigung der nachstehenden Vorgaben an Straßenbeleuchtungs-
masten befestigt werden: 

A. Straßenabschnitte: 
1. Allee am Röthelheimpark von Kreuzung Hartmannstraße bis Kreuzung Kurt-Schumacher-
Straße 
2. Äußere Brucker Straße von Kreuzung Gerhart-Hauptmann-Straße bis Einmündung Am 
Ehrenfriedhof 
3. Drausnickstraße von Kreuzung Kurt-Schumacher-Straße bis Kreuzung Leimberger Straße 
4. Frauenauracher Straße von Haus Nr. 75 bis Am Europakanal Kreuzung Steigerwaldallee 
5. Gebbertstraße von Kreuzung Gleiwitzer Straße bis Kreuzung Luitpoldstraße 
6. Günther-Scharowsky-Straße von Kreuzung Cumianastraße bis Kreuzung Paul-Gossen-
Straße 
7. Henkestraße von Kreuzung Schuhstraße bis Kreuzung Hartmannstraße 
8. Nürnberger Straße von Kreuzung Gebbertstraße bis Kreuzung Beethovenstraße und 
Rathausplatz bis Kreuzung Henkestraße  
9. Paul Gossen-Straße von Kreuzung Äußere Brucker Straße bis Südkreuzung 
10. Sankt Johann/Dechsendorfer Damm (Gelände FC West) bis östlich Brücke über die 
Regnitz 
11. Sieglitzhofer Straße von Kreuzung Lange Zeile bis Kreuzung Rennesstraße  
12. Spardorfer Straße von Kreuzung Lönsweg bis Kreuzung Meilwald 

Hier gelten folgende Vorgaben für die Plakatierung: 

• maximale Größe DIN A 1 
• maximal 1 Plakat je Straßenbeleuchtungsmast 
• Nutzung nur möglich, wenn keine Verkehrszeichen oder andere Schilder an den 

Straßenbeleuchtungsmasten vorhanden sind. 
• maximale Höhe der Plakatoberkante 3,0 m  
• Es dürfen nur Befestigungsmethoden angewandt werden, die nicht zu einer 

Beschädigung des Masten führen (z.B. Kabelbinder).  

B. Geh- und Radwege: 
1. An den Seelöchern von Einmündung Am See bis Siedlerweg 
2. Wiesenweg von Brücke Alterlanger See bis Einmündung An den Seelöchern 

Hier gelten folgende Vorgaben für die Plakatierung: 

• maximale Größe DIN A 2 
• maximal 1 Plakat je Straßenbeleuchtungsmast 
• Nutzung nur möglich, wenn keine Verkehrszeichen oder andere Schilder an den 

Straßenbeleuchtungsmasten vorhanden sind.  
• maximale Höhe der Plakatoberkante 3,0 m  
• Es dürfen nur Befestigungsmethoden angewandt werden, die nicht zu einer 

Beschädigung des Masten führen (z.B. Kabelbinder). 

Ö  18
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Synoptische Darstellung 

 

 

Bisherige Fassung 

 

Neue Fassung 
Änderungen gekennzeichnet durch Fettdruck und Streichungen 

 

§ 1 Beschränkung von öffentlichen Anschlägen 

(1) Zum Schutz des Orts- und Landschaftsbildes und zum Schutze von 
Natur-, Kunst- und Kulturdenkmälern dürfen in der Öffentlichkeit An-
schläge, insbesondere Plakate, Zettel, Schriften und Tafeln nur an den 
von der Stadt Erlangen zugelassenen Anschlagsflächen (Reklame- und 
Plakattafeln, Plakatsäulen und -ständer sowie in Schaukästen) ange-
bracht werden. Darstellungen durch Bildwerfer dürfen in der Öffentlich-
keit nur nach vorheriger Genehmigung durch die Stadt Erlangen vorge-
führt werden. 

(2) Abs. 1 findet keine Anwendung auf Werbeanlagen, die von der 
Bayerischen Bauordnung erfasst werden. 

§ 1 Beschränkung von öffentlichen Anschlägen 

(1) Zum Schutz des Orts- und Landschaftsbildes und zum Schutze der 
Natur-, Kunst- und Kulturdenkmäler dürfen Anschläge in der Öffentlich-
keit, insbesondere Plakate, Zettel, Schriften und Tafeln, in der Öffent-
lichkeit nur an den von der Stadt Erlangen zugelassenen Anschlags-
flächen (Reklame- und Plakattafeln, Plakatsäulen und -ständer sowie in 
Schaukästen) nach vorheriger Genehmigung durch die Stadt Er-
langen oder Zustimmung durch den/die für die jeweilige An-
schlagsfläche Verfügungsberechtigten/Verfügungsberechtigte 
angebracht werden. Zugelassene Anschlagsflächen sind Schaukäs-
ten, Litfaßsäulen, Dreieckständer an festen Standorten, Plakatwer-
betafeln (Großflächen und Allgemeinstellen), Uhrensäulen, Mega-
Light-Boards, City-Light-Poster an Buswartehallen und Stadtin-
formationsanlagen.  
Darstellungen durch Bildwerfer dürfen in der Öffentlichkeit dürfen nur 
nach vorheriger Genehmigung durch die Stadt Erlangen vorgeführt 
werden. 

(2) Abs. 1 Diese Verordnung findet keine Anwendung auf Werbeanla-
gen, die von der Bayerischen Bauordnung erfasst werden. 

(3) Ankündigungen öffentlich-rechtlicher Religionsgemeinschaften 
und anderer Vereinigungen, die als gemeinnützig anerkannte Zwe-
cke im Sinne von § 52 der Abgabenordnung (AO) verfolgen, sowie 
von Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden, fallen nicht unter 
diese Verordnung, wenn sie an den hierfür bestimmten Anschlags-
flächen ihrer eigenen Gebäude und Grundstücke sowie ihrer sons-
tigen Versammlungsräume angebracht sind. 

Ö
  18
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 § 2 Plakatierung anlässlich Wahlen und Abstimmungen 

(1) Die zu Wahlen jeweils zugelassenen politischen Parteien, Wäh-
lergruppen und Kandidaten/Kandidatinnen dürfen bis zu 44 Tage 
vor dem Wahltermin Anschläge auch außerhalb der in § 1 Abs. 1 
dieser Verordnung genannten Stellen anbringen oder anbringen 
lassen. Gleiches gilt für die Antragsteller/Antragstellerinnen bei 
Volksbegehren, solange die Eintragungslisten ausliegen und für 
die jeweiligen Antragsteller/Antragstellerinnen, vertretungsbe-
rechtigten Personen und politischen Parteien und Wählergruppen 
bei Volksentscheiden und Bürgerentscheiden während der 44 Ta-
ge vor dem Abstimmungstermin. 

(2) Für Plakatierungen nach Abs. 1 gelten folgende Bestimmun-
gen:  

1. Mit der Plakatierung darf frühestens um 6:00 Uhr des ersten Ta-
ges des zugelassenen Plakatierungszeitraumes begonnen werden. 
Die Plakate sind spätestens eine Woche nach Ende des zugelas-
senen Plakatierungszeitraumes zu entfernen.  

2. Es dürfen nur Plakate mit einer maximalen Größe von DIN A 0 
verwendet werden.  

3. Beschädigte Plakatierungen sind umgehend einschließlich des 
Befestigungsmaterials zu beseitigen. Nicht ordnungsgemäß befes-
tigte Plakate oder Plakatträger sind umgehend nachzubessern.  

4. Ragen Plakatträger seitlich in den Verkehrsraum hinein, müssen 
diese zur Freihaltung des Verkehrslichtraums mindestens 4,50 m 
über der Oberkante von Straßen sowie mindestens 2,50 m über der 
Oberkante von Geh- und Radwegen angebracht werden.  

5. Jeder Aufstell- und Befestigungsort kann nur mit einem Plakat-
träger belegt werden.  
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6. Auf folgenden Straßen und Plätzen darf nur je ein Dreieckstän-
der von den in § 2 Abs. 1 genannten Berechtigten aufgestellt wer-
den:  

a) Hugenottenplatz, 

b) Martin-Luther-Platz, 

c) Bereich Neuer Markt und Kaufhäuserbereich (Kreuzung Sedan-
straße/Nürnberger Straße bis Nürnberger Straße 30/31), einschließ-
lich Beşiktaş-Platz, 

d) nördliche Hälfte des Rathausplatzes,  

e) südliche Hälfte des Rathausplatzes, 

f) Untere Karlstraße. 

7. Im Innenstadtbereich dürfen Plakate nur auf Dreieckständern 
aus Metall angebracht werden. Der Innenstadtbereich ist aus dem 
als Anlage 1 beigefügten Lageplan ersichtlich, der Bestandteil die-
ser Verordnung ist. Bei den Begrenzungsstraßen werden beide 
Straßenseiten vom Geltungsbereich dieser Vorschrift erfasst.  

8. Die Plakatständer sind so aufzustellen, dass durch sie die 
Sichtverhältnisse für Verkehrsteilnehmer nicht beeinträchtigt wer-
den.  

9. Verkehrszeichen und sonstige Verkehrseinrichtungen dürfen 
nicht beeinträchtigt oder verdeckt werden.  

10. Öffnungen an Straßenbeleuchtungsmasten sowie an Lichtsig-
nalanlagen müssen zugänglich bleiben.  

11. Vor und hinter Kreuzungen ist ein Abstand von mindestens  
10 m von den Schnittpunkten der Fahrbahnkanten einzuhalten. 

12. Plakatständer müssen so angebracht sein, dass ihr Abstand 
vom Fahrbahnrand mindestens 50 cm beträgt. 

13. Auf Geh- und Radwegen muss eine Restbreite von 1,50 m frei 
bleiben. 
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14. An Verkehrszeichen und -einrichtungen sowie Lichtsignalanla-
gen ist das Aufstellen sowie das Befestigen von Plakaten unter-
sagt. Beziehen sich Verkehrszeichen auf den ruhenden Verkehr 
(z.B. Halt- und Parkverbotsbeschilderung, blaue Parkbeschilde-
rung) können Plakatständer um diese herumgruppiert oder an die-
se angelehnt werden. 

15. An Bäumen, die durch Baumpfähle verankert bzw. gesichert 
werden, ist das Aufstellen sowie das Befestigen von Plakaten un-
tersagt.  
An allen sonstigen Bäumen sind nur stabile Dreieckständer zuläs-
sig, die so montiert sind, dass jegliche Berührung mit dem Baum 
unterbleibt.  
Das Anbringen von Befestigungsmaterialien (Kabelbinder, Draht, 
Nägel, Schrauben, Schnüre, etc.) am Baum ist untersagt. 

16. An Straßenbeleuchtungsmasten ist das Befestigen von Plaka-
ten untersagt. Davon ausgenommen sind die in der Anlage 2, die 
Bestandteil dieser Verordnung ist, festgelegten Straßenabschnitte 
und festgelegten Geh- und Radwege unter Berücksichtigung der 
darin genannten Vorgaben. Plakatständer können um Straßenbe-
leuchtungsmasten herumgruppiert oder an diese angelehnt wer-
den. 

17. Werden öffentliche Verkehrsflächen für Plakatierungen ge-
nutzt, ist die für die Anbringung verantwortliche Person während 
der Dauer der Nutzung für die Standfläche verkehrssicherungs-
pflichtig. Die Plakatständer sind stand- und verkehrssicher aufzu-
stellen. Die genutzte Fläche darf nicht beschädigt werden. 

(3) An folgenden Standorten ist das Aufstellen sowie das Befesti-
gen von Plakaten untersagt:  

1. vor den Eingängen von Gebäuden und Geschäften,  

2. bis zu einer Entfernung von mindestens 30 m von Eingängen zu 
Schulen und Kindergärten, 

3. an Autobahnen und außerhalb der Ortsdurchfahrten von Bun-
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des-, Staats- und Kreisstraßen,  

4. Alter Markt (Büchenbach),  

5. Altstädter Kirchenplatz,  

6. Bahnhofplatz,  

7. Bayernstraße / Einmündung Friesenweg,  

8. Bayreuther Straße ab Einmündung Baiersdorfer Straße in nörd-
liche Richtung,  

9. Büchenbacher Damm, Abfahrt Alterlangen / Schallershofer 
Straße,  

10. Güterhallenstraße in Verlängerung Äußere Brucker Straße vor 
den Erlanger Stadtwerken an der Fußgängerschutzanlage,  

11. Mönaustraße, Querungsstelle Höhe Rudeltplatz,  

12. nordöstlicher- und nordwestlicher Kreuzungsbereich Werner-
von-Siemens-Straße / Nürnberger Straße,  

13. nordwestlicher Einmündungsbereich Dechsendorfer  
Straße / Thalermühlstraße,  

14. Sankt Johann zwischen Einmündung Membacher Weg und 
Dechsendorfer Damm,  

15. Schlossplatz, 

16. Werner-von-Siemens-Straße, Ausläufer des Gehwegbereiches 
zwischen Luitpoldstraße und Werner-von-Siemens-Straße. 

§ 2 Ausnahmen 

(1) Die zu Wahlen jeweils zugelassenen politischen Parteien, Wähler-
gruppen und Kandidaten dürfen bis zu 44 Tagen vor dem Wahltermin 
sowie bis zu 14 Tagen vor konkreten Veranstaltungen Anschläge auch 
außerhalb der in § 1 Abs. 1 Satz 1 dieser Verordnung genannten Stel-
len anbringen oder anbringen lassen, falls es die zur Verfügung über 
diese Stellen Berechtigten gestatten und Belange der Verkehrssicher-
heit beachtet werden. Gleiches gilt für die jeweiligen Antragsteller bei 

§ 3 Ausnahmen 

1) Die zu Wahlen jeweils zugelassenen politischen Parteien, Wähler-
gruppen und Kandidaten dürfen bis zu 44 Tagen vor dem Wahltermin 
sowie bis zu 14 Tagen vor konkreten Veranstaltungen Anschläge auch 
außerhalb der in § 1 Abs. 1 Satz 1 dieser Verordnung genannten Stel-
len anbringen oder anbringen lassen, falls es die zur Verfügung über 
diese Stellen Berechtigten gestatten und Belange der Verkehrssicher-
heit beachtet werden. Gleiches gilt für die jeweiligen Antragsteller bei 
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Volks- und Bürgerbegehren, solange die Eintragungslisten ausliegen 
und für die jeweiligen Antragsteller und politischen Parteien und Wäh-
lergruppen bei Volksentscheiden und Bürgerentscheiden während der 
44 Tage vor dem Abstimmungstermin. 

(2) Bei Anschlägen, die gemäß Abs. 1 Satz 1 vor konkreten Veranstal-
tungen zugelassen sind, wird die Anzahl der beweglichen Plakatstän-
der auf jeweils 15 Standorte pro Partei und Wählergruppe begrenzt, 
soweit diese im Bereich der Innenstadt angebracht werden. Der Innen-
stadtbereich ist aus der Anlage zu dieser Vorschrift ersichtlich, die Be-
standteil dieser Verordnung ist. 

(3) Ankündigungen öffentlich-rechtlicher Religionsgemeinschaften und 
anderer Vereinigungen, die als gemeinnützig anerkannte Zwecke im 
Sinne von § 52 der Abgabenordnung (AO) verfolgen, fallen nicht unter 
diese Verordnung, wenn sie an den hierfür bestimmten Anschlagtafeln 
ihrer eigenen Gebäude und Grundstücke sowie ihrer sonstigen Ver-
sammlungsräume angebracht sind. 

(4) Die Stadt kann anlässlich besonderer Ereignisse im Einzelfall auf 
Antrag Ausnahmen von den Vorschriften des § 1 Abs. 1 Satz 1 gestat-
ten, wenn dadurch das Orts- und Landschaftsbild oder ein Natur-, 
Kunst- oder Kulturdenkmal nicht oder nur unwesentlich beeinträchtig 
wird und Gewähr besteht, dass die Anschläge innerhalb einer festge-
setzten Frist beseitigt werden. 

Volks- und Bürgerbegehren, solange die Eintragungslisten ausliegen 
und für die jeweiligen Antragsteller und politischen Parteien und Wäh-
lergruppen bei Volksentscheiden und Bürgerentscheiden während der 
44 Tage vor dem Abstimmungstermin. 
(1) Auf Antrag erteilt die Stadt Erlangen politischen Parteien, Wäh-
lergruppen, Kandidaten/Kandidatinnen sowie Antragsstellern/ 
Antragstellerinnen, Antragsgegnern/Antragsgegnerinnen und ver-
tretungsberechtigten Personen von Volks- und Bürgerbegehren 
die Ausnahmegenehmigung, bis zu 14 Tage vor deren politischen 
Veranstaltungen auch außerhalb der in § 1 Abs. 1 genannten Stel-
len Anschläge anzubringen. Bei Anschlägen, die gemäß Abs. 1 Satz 
1 vor konkreten Veranstaltungen zugelassen sind, wird die Anzahl der 
beweglichen Plakatständer auf jeweils 15 Standorte pro Partei und 
Wählergruppe begrenzt, soweit diese im Bereich der Innenstadt ange-
bracht werden. Die Anzahl der Dreieckständer wird für den Bereich 
der Innenstadt auf jeweils 15 Stück pro Partei, Wählergruppe, 
Kandidat/Kandidatin sowie Antragssteller/Antragstellerin, An-
tragsgegner/Antragsgegnerin und Vertretungsberechtigte be-
grenzt. , soweit diese im Bereich der Innenstadt angebracht werden. 
Der Innenstadtbereich ist aus der dem als Anlage 1 zu dieser Vorschrift 
beigefügten Lageplan ersichtlich, die der Bestandteil dieser Verord-
nung ist. Bei den Begrenzungsstraßen werden beide Straßenseiten 
vom Geltungsbereich dieser Vorschrift erfasst. Insgesamt darf für 
eine Veranstaltung von den in Satz 1 genannten Berechtigten auf 
bis zu 60 Plakaten geworben werden. 

(3) Ankündigungen öffentlich-rechtlicher Religionsgemeinschaften und 
anderer Vereinigungen, die als gemeinnützig anerkannte Zwecke im 
Sinne von § 52 der Abgabenordnung (AO) verfolgen, fallen nicht unter 
diese Verordnung, wenn sie an den hierfür bestimmten Anschlagtafeln 
ihrer eigenen Gebäude und Grundstücke sowie ihrer sonstigen Ver-
sammlungsräume angebracht sind. 

(4) (2) Die Stadt Erlangen kann ausnahmsweise anlässlich besonde-
rer Ereignisse im Einzelfall auf Antrag sowohl den in Abs. 1 genann-
ten als auch anderen Antragstellern/Antragstellerinnen Ausnahmen 
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von den Vorschriften des § 1 Abs. 1 Satz 1 gestatten, die Genehmi-
gung erteilen, auch außerhalb der in § 1 Abs. 1 genannten Stellen 
Anschläge anzubringen, wenn dadurch das Orts- und Landschaftsbild 
oder ein Natur-, Kunst- oder Kulturdenkmal nicht oder nur unwesentlich 
beeinträchtigt wird. und Gewähr besteht, dass die Anschläge innerhalb 
einer festgesetzten Frist beseitigt werden. 

 

§ 3 Kennzeichnungs- und Entfernungspflicht 

Auf den Anschlägen ist die für den Inhalt und die Anbringung verant-
wortliche Person zu benennen. Die Anschläge sind nach dem Ereignis 
bzw. nach Ablauf der festgesetzten Frist unverzüglich, spätestens in-
nerhalb von acht Tagen zu entfernen. Anschläge, die unter Nichtbeach-
tung von § 1 Abs. 1 und ohne Vorliegen eines Ausnahmetatbestandes 
bzw. einer Ausnahmegenehmigung gemäß § 2 angebracht wurden, 
sind von der verantwortlichen Person oder vom Veranstalter, für des-
sen Veranstaltung geworben wurde, unverzüglich zu entfernen. 

§ 4 Kennzeichnungs- und Entfernungspflicht  

(1) Auf den allen Anschlägen ist der/die für den Inhalt und die Anbrin-
gung verantwortliche Person Verantwortliche zu benennen (Name 
oder Firma sowie Anschrift). 

(2) Anschläge, für die eine Ausnahmegenehmigung nach § 3 Abs. 
1 oder 2 erteilt wurde, sind innerhalb der in der Genehmigung ge-
nannten Frist zu entfernen. Ist keine Frist festgelegt worden, müs-
sen die Anschläge innerhalb einer Woche nach der Veranstaltung 
entfernt werden. Die Anschläge sind nach dem Ereignis bzw. nach 
Ablauf der festgesetzten Frist unverzüglich, spätestens innerhalb von 
acht Tagen zu entfernen. Anschläge, die unter Nichtbeachtung von § 1 
Abs. 1 und ohne Vorliegen eines Ausnahmetatbestandes gemäß § 2 
bzw. einer Ausnahmegenehmigung gemäß § 2 § 3 angebracht wurden, 
sind von der verantwortlichen Person oder vom Veranstalter/von der 
Veranstalterin, für dessen Veranstaltung geworben wurde, unverzüg-
lich zu entfernen. 

§ 4 Ordnungswidrigkeiten 

Nach Art. 28 Abs. 2 LStVG kann mit Geldbuße belegt werden, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 1 Abs. 1 Satz 1 öffentliche Anschläge außerhalb der zu-
gelassenen Flächen anbringt oder anbringen lässt, es sei denn, dass 
ein Ausnahmetatbestand (§ 2 Abs. 1 bis Abs. 3) gegeben oder eine 
Ausnahmegenehmigung (§ 2 Abs. 4) erteilt ist, 

2. entgegen § 1 Abs. 1 Satz 2 ohne Genehmigung Darstellungen durch 
Bildwerfer in der Öffentlichkeit vorführt, 

§ 5 Ordnungswidrigkeiten 

Nach Art. 28 Abs. 2 LStVG kann mit Geldbuße belegt werden, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 1 Abs. 1 Satz 1 öffentliche Anschläge außerhalb der zu-
gelassenen Flächen anbringt oder anbringen lässt, es sei denn, dass 
ein Ausnahmetatbestand (§ 2 Abs. 1 bis Abs. 3) gegeben oder eine 
Ausnahmegenehmigung (§ 2 Abs. 4 § 3 Abs. 1 oder 2) erteilt worden 
ist, 

2. entgegen § 1 Abs. 1 Satz 2 3 ohne Genehmigung Darstellungen 
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3. entgegen § 3 die Anschläge nicht kennzeichnet oder sie nicht fristge-
recht entfernt. 

durch Bildwerfer in der Öffentlichkeit vorführt, 

3. entgegen der in § 2 Abs. 2 oder Abs. 3 enthaltenen Regelungen 
Anschläge anbringt oder anbringen lässt,  

4. 3. entgegen § 3 § 4 Abs. 1 die Anschläge nicht kennzeichnet oder 
sie entgegen § 4 Abs. 2 nicht fristgerecht entfernt. 

§ 5 Inkrafttreten und Geltungsdauer 

Diese Verordnung tritt eine Woche nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft. Sie gilt 20 Jahre. 

§ 6 Inkrafttreten und Geltungsdauer 

Diese Verordnung tritt eine Woche nach ihrer Bekanntmachung am Tag 
nach der Bekanntmachung in Kraft. Sie gilt 20 Jahre. Gleichzeitig 
tritt die Verordnung der Stadt Erlangen über das Anbringen von 
Anschlägen und Plakaten und über Darstellungen durch Bildwer-
fer vom 25.07.1997 i.d.F. vom 07.10.2002 (Amtsblatt Nr. 16 vom 
31.07.1997 und Die amtlichen Seiten Nr. 21 vom 17. Oktober 2002) 
außer Kraft. 

Anlage zu § 2 Abs. 2  

der Verordnung der Stadt Erlangen über das Anbringen von Anschlä-
gen und Plakaten und über Darstellungen durch Bildwerfer (Plakatie-
rungsverordnung) 

 

Anlage zu § 2 Abs. 2  

der Verordnung der Stadt Erlangen über das Anbringen von Anschlä-
gen und Plakaten und über Darstellungen durch Bildwerfer (Plakatie-
rungsverordnung) 
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